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An

die Senatskanzlei und Senatsverwaltungen

die Bezirksverwaltungen von Berlin

die Sonderbehörden

die nichtrechtsfähigen Anstalten

die Betriebe und Sondervermögen

die weisungsfreien obersten Landesbehörden

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses

die Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs

die Präsidentin des Rechnungshofs

die Beauftragte für Datenschutz und

Informationsfreiheit

den Bürger- und Polizeibeauftragten des

Landes Berlin

Geschäftszeichen (bitte angeben)
Il B 53- H 1051 055-1/2023-16-53
Frau Rose

Tel. +49 151 29275377

Stefanie.Rose@senfin.berlin.de
www.berlin.de/sen/finanzen

elektronische Zugangseröffnung

gemäß § 3a Absatz l VwVfG

pos1stelle@senfin.berlin.de
De-Mails richten Sie bitte an

post@senfin.berlin.de-mail.de

Klosterstraße 59,10179 Berlin

^.09.2026

nachrichtlich über die jeweilige Fachverwaltung

die Körperschaften des öffentlichen Rechts
die Anstalten des öffentlichen Rechts

die Stiftungen des öffentlichen Rechts

den Vorsitzenden des Hauptausschusses

Inkrafttreten von Änderungen der Ausführungsvorschriften zum § 55 zur
Landeshaushaltsordnung

Nach Beteiligung des Rechnungshofes gemäß § 103 LHO erhalten Sie in der Anlage die
Zusammenfassung der überarbeiteten Ausführungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung
(AV LHO). Dort finden Sie sowohl die bisherige als auch die aktualisierte Textfassung sowie
die dazugehörigen Begründungen.



Die geänderten AV LHO sind ab sofort anzuwenden.

Die vollständigen Dateien werden in Kürze im Intranet sowie auf der Internetseite der
Senatsverwaltung für Finanzen zur Verfügung gestellt.

Dieses Rundschreiben wird nur den obersten Landesbehörden und den Bezirksämtern von

Berlin unmittelbar übersandt. Die weitere Verteilung an alle nachgeordneten Einrichtungen,
die der Aufsicht unterstehenden Eigenbetriebe, Sondervermögen und nicht rechtsfähigen
Einrichtungen sowie juristischen Personen des öffentlichen Rechts bitte ich unverzüglich in
eigener Verantwortung zu veranlassen.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Tanja Milden e
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Synopse zu den geplanten Änderungen des § 55 AV LHO 

 

 

 

derzeitige Fassung AV LHO überarbeitete Fassung AV LHO Begründung / Bemerkung 

 § 55 

Öffentliche Ausschreibungen, Verträge 

 § 55 

Öffentliche Ausschreibungen, Verträge 

 

1 – 3.2 … 1 – 3.2 unverändert Unter Beachtung der Vorgaben des 

§ 55 LHO bestehen aktuell eine 

Vielzahl regionaler und globaler 

Herausforderungen - insbesondere: 

• Bieterzahlen sinken 

• geringer Wettbewerb mit 

Auswirkung auf die 

Leistungsfähigkeit der Verwaltung 

• hoher Wettbewerbsdruck, auch 

infolge erhöhter Wertgrenzen im 

Nachbarland Brandenburg 

• enormer Aufwand bei Verwaltung 

und Wirtschaft 

• 90% aller Verfahren finden 

national statt, machen jedoch nur 

1/3 des Beschaffungsvolumens aus 

sonstige Herausforderungen, wie 

Fachkräftemangel, demografischer 

Wandel, Dynamik des Marktes, etc.  

3.3 Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen 

(ausgenommen freiberufliche Leistungen) 

3.3 Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen 

(ausgenommen freiberufliche Leistungen) 

3.3.1 

 

kann in Anwendung des § 8 Abs. 3 Nr. 2 UVgO bei 

einem geschätzten Auftragswert von bis zu 

100 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) eine 

Beschränkte Ausschreibung ohne 

Teilnahmewettbewerb durchgeführt werden; 

 

3.3.1 kann in Anwendung des § 8 Abs. 3 Nr. 2 UVgO bei 

einem geschätzten Auftragswert von bis zu 

100 000 200 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) eine 

Beschränkte Ausschreibung ohne 

Teilnahmewettbewerb durchgeführt werden; 

3.3.2 kann in Ausführung des § 8 Abs. 4 Nr. 17 UVgO bei 

einem geschätzten Auftragswert von bis zu 10 000 

Euro (ohne Umsatzsteuer) eine 

Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb 

durchgeführt werden. 

3.3.2 kann in Ausführung des § 8 Abs. 4 Nr. 17 UVgO bei 

einem geschätzten Auftragswert von bis zu 10 000 

200 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) eine 

Verhandlungsvergabe mit und ohne 

Teilnahmewettbewerb durchgeführt werden. 
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derzeitige Fassung AV LHO überarbeitete Fassung AV LHO Begründung / Bemerkung 

Die Erhöhung der Wertgrenzen in den 

Nummern 3.3.1 bis 3.3.4 und 3.4.1 bis 

3.4.3 und 3.5.2 ist mit Blick auf die 

oben dargestellten Herausforderungen 

geboten und verhältnismäßig. 

  3.3.3 kann abweichend von § 14 UVgO bis zu einem 

Auftragswert von 75 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) 

unter Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze 

der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ein Auftrag 

ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens 

erteilt werden (Direktauftrag). Der Auftraggeber 

soll zwischen den beauftragten Unternehmen 

wechseln. Ausnahmen vom Wechselgebot sind mit 

Begründung zu dokumentieren. Das Ergebnis des 

formlosen Preisvergleichs ist aktenkundig zu 

machen. 

Die statistische Erfassung der Aufträge ist über die 

zentrale Vergabestelle oder eine andere 

geeignete Stelle sicherzustellen. 

Die Erhöhung der Wertgrenzen wirken 

den regionalen und globalen 

Herausforderungen wirksam entgegen, 

denn sie ermöglichen insbesondere: 

• angemessene Nutzung der 

Ressourcen und effizientere 

Aufgabenerledigung in der 

Verwaltung bei geringem 

wirtschaftlichem Risiko, 

• Wettbewerbsförderung, 

• Stärkung von kleinen und mittleren 

Unternehmen sowie Start-ups, 

• spürbare 

Verfahrensbeschleunigung 

• Sicherung der Leistungsfähigkeit 

der Berliner Verwaltung, 

• Stärkung der Wirtschaft. 

 

 

Die Experimentierklausel erlaubt der 

Verwaltung, kleinere 

Digitalisierungsprojekte und innovative 

  3.3.4 kann abweichend von § 14 UVgO bis zu einem 

Auftragswert von bis zu 180 000 Euro (ohne 

Umsatzsteuer) unter Berücksichtigung der 

Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit ein Auftrag im Bereich Digitalisierung 

und Innovation1 der Verwaltung ohne die 

 
1 Art. 2 Abs. 1 Nr. 22 RL 2014/24/EU 
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derzeitige Fassung AV LHO überarbeitete Fassung AV LHO Begründung / Bemerkung 

Durchführung eines Vergabeverfahrens erteilt 

werden (Direktauftrag). Es ist eine Markterkundung 

durchzuführen. Der Auftraggeber soll zwischen den 

beauftragten Unternehmen wechseln. Ausnahmen 

vom Wechselgebot sind mit Begründung zu 

dokumentieren. Das Ergebnis der Markterkundung 

sowie des formlosen Preisvergleichs ist aktenkundig 

zu machen. Diese Regelung gilt befristet bis zum 

31.12.2028. 

Die statistische Erfassung der Aufträge ist über die 

zentrale Vergabestelle oder eine andere 

geeignete Stelle sicherzustellen. 

Projekte schnell und unbürokratisch 

direkt zu beauftragen, aber nicht ohne 

Erfassung der Aufträge, um eine 

wirkungsorientierte Steuerung der 

Verwaltung auch insoweit zu 

ermöglichen. 

Die Auswirkungen der 

„Experimentierklausel“ werden vor 

Ablauf der Befristung unter Beachtung 

der Entwicklung der aktuell von der 

Senatskanzlei vorangetriebenen 

Vergabestrukturreform überprüft und 

bei Bedarf, unter Einhaltung der 

Haushaltsgrundsätze, angepasst, 

soweit die Bestrebungen auf 

Bundesebene – Schaffung einheitlicher 

Wertgrenzen für alle Bundesländer – 

nicht entgegenstehen. 

Auch zu diesem Zweck ist die 

statistische Erfassung der 

Direktaufträge für das Land Berlin 

erforderlich. 

3.4 Bei der Vergabe von Bauleistungen 3.4 Bei der Vergabe von Bauleistungen 
Die Begriffe „Vergabe von“ wurden 

bei Nr. 3.3 und 3.4 herausgenommen, 

da es sich beim Direktauftrag nicht um 

ein Vergabeverfahren handelt 

(Begrifflichkeit). 
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3.4.1 kann abweichend von § 3a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A – 

Abschnitt 1 – bei einem geschätzten Auftragswert 

von bis zu 200 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) für 

Hochbauleistungen und von bis zu 500 000 Euro 

(ohne Umsatzsteuer) für alle anderen 

Bauleistungen eine Beschränkte Ausschreibung 

ohne Teilnahmewettbewerb durchgeführt werden; 

3.4.1 kann abweichend von § 3a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A – 

Abschnitt 1 – bei einem geschätzten Auftragswert 

von bis zu 200 000 1 000 000 Euro (ohne 

Umsatzsteuer) für Hochbauleistungen und von bis 

zu 500 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) für alle 

anderen Bauleistungen eine Beschränkte 

Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb 

durchgeführt werden; 

 

3.4.2 kann abweichend von § 3a Abs. 3 Satz 2 VOB/A - 

Abschnitt 1 - bei einem geschätzten Auftragswert 

von bis zu 20 000 Euro für Hochbauleistungen 

(ohne Umsatzsteuer) und von bis zu 50 000 Euro 

(ohne Umsatzsteuer) für alle anderen 

Bauleistungen eine freihändige Vergabe 

durchgeführt werden. 

3.4.2 kann abweichend von § 3a Abs. 3 Satz 2 VOB/A - 

Abschnitt 1 - bei einem geschätzten Auftragswert 

von bis zu 20 000 1 000 000 Euro für 

Hochbauleistungen (ohne Umsatzsteuer) und von 

bis zu 50 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) für alle 

anderen Bauleistungen eine freihändige Vergabe 

durchgeführt werden. 

 

  3.4.3 kann abweichend von § 3a Abs. 4 S.1 VOB/A - 

Abschnitt 1 - bis zu einem Auftragswert von 

500 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) unter 

Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ein Auftrag 

ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens 

erteilt werden (Direktauftrag). Der Auftraggeber 

soll zwischen den beauftragten Unternehmen 

wechseln. Ausnahmen vom Wechselgebot sind mit 

Begründung zu dokumentieren. Das Ergebnis des 

formlosen Preisvergleichs ist aktenkundig zu 

machen. 
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Die statistische Erfassung der Aufträge ist über die 

zentrale Vergabestelle oder eine andere 

geeignete Stelle sicherzustellen. 

3.5 Freiberufliche Leistungen sind im Rahmen von § 50 

UVgO zu vergeben. Darüber hinaus sind §§ 2 bis 6 

UVgO zwingend anzuwenden und § 7 UVgO soll 

angewendet werden. Die übrigen Normen der 

UVgO gelten nicht. 

3.5 Freiberufliche Leistungen sind im Rahmen von § 50 

UVgO zu vergeben. Darüber hinaus sind §§ 2 bis 6 

UVgO zwingend anzuwenden und § 7 UVgO soll 

angewendet werden. Die übrigen Normen der 

UVgO gelten nicht. 

neu bei Nummer 3.5.1 

  3.5.1 Freiberufliche Leistungen sind im Rahmen von § 50 

UVgO zu vergeben. Darüber hinaus sind §§ 2 bis 6 

UVgO zwingend anzuwenden und § 7 UVgO soll 

angewendet werden. Die übrigen Normen der 

UVgO gelten nicht. 

vorher unter Nummer 3.5 

  3.5.2 Aufträge für freiberufliche Leistungen können bis zu 

einem Auftragswert von 75 000 Euro (ohne 

Umsatzsteuer) unter Berücksichtigung der 

Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit ohne die Durchführung eines 

Vergabeverfahrens erteilt werden (Direktauftrag). 

Der Auftraggeber soll zwischen den beauftragten 

Unternehmen wechseln. Ausnahmen vom 

Wechselgebot sind mit Begründung zu 

dokumentieren. Das Ergebnis des formlosen 

Preisvergleichs ist aktenkundig zu machen. 

Die statistische Erfassung der Aufträge ist über die 

zentrale Vergabestelle oder eine andere 

geeignete Stelle sicherzustellen. 

Regelung zum Direktauftrag vorher bei 

Nummer 3.9 
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3.6 Bei Beschränkten Ausschreibungen ohne 

Teilnahmewettbewerb und freihändigen Vergaben 

ohne Teilnahmewettbewerb gemäß VOB/A bzw. 

bei Beschränkten Ausschreibungen ohne 

Teilnahmewettbewerb und Verhandlungsvergaben 

ohne Teilnahmewettbewerb gemäß UVgO sowie 

bei Vergaben gemäß § 50 UVgO (freiberufliche 

Leistungen) ist darauf zu achten, dass der 

Bieterkreis regelmäßig gewechselt und dadurch 

anderen Bewerbern die Möglichkeit zur 

Angebotsabgabe eingeräumt wird. 

3.6 Bei Beschränkten Ausschreibungen ohne 

Teilnahmewettbewerb und freihändigen Vergaben 

ohne Teilnahmewettbewerb gemäß VOB/A bzw. 

bei Beschränkten Ausschreibungen ohne 

Teilnahmewettbewerb und Verhandlungsvergaben 

ohne Teilnahmewettbewerb gemäß UVgO sowie 

bei Vergaben gemäß § 50 UVgO (freiberufliche 

Leistungen) ist darauf zu achten, dass der 

Bieterkreis regelmäßig gewechselt und dadurch 

anderen Bewerbern die Möglichkeit zur 

Angebotsabgabe eingeräumt wird. Ausnahmen 

vom Wechselgebot sind zu dokumentieren. 

 

3.7– 3.8 … 3.7- 3.8 unverändert  

3.9 Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ist ein 

formloser Preisvergleich (Direktauftrag) 

ausreichend, wenn bei Liefer- und Dienstleistungen 

(ausgenommen Architekten- und 

Ingenieurleistungen) ein voraussichtlicher 

Auftragswert von bis zu 1 000 Euro (ohne 

Umsatzsteuer) oder bei Bauleistungen und 

freiberuflichen Leistungen der Architekten und 

Ingenieure ein voraussichtlicher Auftragswert von 

bis zu 5 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) nicht 

überschritten wird. Das Ergebnis des formlosen 

Preisvergleichs ist aktenkundig zu machen. 

3.9 gestrichen 

Die Auswirkungen der Wertgrenzen der Nummern 

3.3.1 bis 3.3.4 und 3.4.1 bis 3.4.3 sowie 3.5.2 sind 

spätestens zum Anfang des Jahres 2029 zu 

evaluieren. 

 

ehemalige Nr. 3.9 neu geregelt in den 

Nummern 3.3.3, 3.4.3 und 3.5.2 

Mit der Evaluation sollen die 

Auswirkungen der Wertgrenzen 

spätestens Anfang des Jahres 2029 

unter Beachtung der Entwicklung der 

aktuell von der Senatskanzlei 

vorangetriebenen 

Vergabestrukturreform für Liefer- und 

Dienstleistungen, sowie für 

Bauleistungen und freiberufliche 

Architekten- und Ingenieurleistungen 

(die von der Vergabestrukturreform 

nicht erfasst sind) überprüft und bei 

Bedarf unter Einhaltung der 

Haushaltsgrundsätze angepasst 
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werden, soweit die Bestrebungen auf 

Bundesebene – Schaffung einheitlicher 

Wertgrenzen für alle Bundesländer – 

nicht entgegenstehen. 

Auch zu diesem Zweck ist die 

statistische Erfassung der 

Direktaufträge für das Land Berlin 

erforderlich (siehe Nr. 3.3.1 bis 3.3.4 

und 3.4.1 bis 3.4.3 sowie 3.5.2). 

4 – 7.2 … 4 – 7.2 unverändert  

8 Elektronische Vergabe 8 unverändert  

8.1 –  

8.2 

… 8.1 – 

8.2 

unverändert  

8.3 Die elektronische Vergabe der 

landesunmittelbaren Verwaltung von  

- Liefer- und Dienstleistungen einschließlich 

freiberuflichen Leistungen nach Maßgabe der VgV, 

- von Bauleistungen nach Maßgabe der VOB/A – 

Abschnitt 2, 

- Liefer-, Dienst- und Bauleistungen nach Maßgabe 

der VSVgV, 

- von Liefer- und Dienstleistungen einschließlich 

freiberuflichen Leistungen nach Maßgabe der 

UVgO, 

- von Bauleistungen nach Maßgabe der VOB/A - 

Abschnitt 1 – und 

8.3 Die Vorgabe zur elektronischen Auftragsvergabe 

gilt ab einem geschätzten Auftragswert von 25 000 

Euro (ohne Umsatzsteuer) auch für Direktaufträge. 

Nummer 8.3 wird zur Nummer 8.4 

Klarstellung, dass eVergabe-Pflicht 

auch bei Direktaufträgen gilt; dient der 

Digitalisierung, Entbürokratisierung, 

als statistischer Nachweis und der 

Korruptionsprävention 
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- von Konzessionen nach Maßgaben der KonzVgV 

hat über die Elektronische Bekanntmachungs- und 

Vergabeplattform des Landes Berlin zu erfolgen. 

  8.4 Die elektronische Vergabe Durchführung von 

Vergabeverfahren der landesunmittelbaren 

Verwaltung von  

- Liefer- und Dienstleistungen einschließlich 

freiberuflichen Leistungen nach Maßgabe der VgV, 

- von Bauleistungen nach Maßgabe der VOB/A – 

Abschnitt 2, 

- Liefer-, Dienst- und Bauleistungen nach Maßgabe 

der VSVgV, 

- von Liefer- und Dienstleistungen einschließlich 

freiberuflichen Leistungen nach Maßgabe der 

UVgO, 

- von Bauleistungen nach Maßgabe der VOB/A - 

Abschnitt 1 – und 

- von Konzessionen nach Maßgaben der KonzVgV 

hat über die Elektronische Bekanntmachungs- und 

Vergabeplattform des Landes Berlin zu erfolgen. 

ehemals unter Nummer 8.3 

klarstellende Formulierung 

  8.5 Die elektronische Auftragsvergabe der 

landesunmittelbaren Verwaltung von 

Direktaufträgen hat über die Elektronische 

Bekanntmachungs- und Vergabeplattform des 

Landes Berlin oder den digitalen Marktplatz 

Deutschland zu erfolgen. 

Klarstellende Neuregelung bei 

Direktaufträgen. Fördert 

Digitalisierung, Vereinheitlichung und 

wirkungsorientierte Steuerung der 

Verfahren. Umsetzen der Maßnahme 

zur Föderalen Modernisierungsagenda 

9 – 9.2 … 9 – 9.2 unverändert  
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9.3 Im Sinne der sparsamen und wirtschaftlichen 

Haushaltsführung (§ 7 Abs. 1 LHO) sollen bei der 

Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen 

(ausgenommen Architekten- und 

Ingenieurleistungen) fehlende, unvollständige oder 

fehlerhafte Unterlagen gemäß § 56 Abs. 2 und 3 

VgV bzw. § 41 Abs. 2 Satz 1 UVgO nachgefordert 

werden. 

9.3 Im Sinne der sparsamen und wirtschaftlichen 

Haushaltsführung (§ 7 Abs. 1 LHO) sollen bei der 

Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen 

(ausgenommen Architekten- und 

Ingenieurleistungen) fehlende, unvollständige oder 

fehlerhafte Unterlagen gemäß § 56 Abs. 2 und 3 

VgV bzw. § 41 Abs. 2 Satz 1 UVgO nachgefordert 

werden. 

Streichung i.S.d. Entbürokratisierung 

im Zusammenhang mit Novelle 

BerlAVG bereits vorgesehen. 
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